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Einleitung*

Zur Vermeidung der als 'Treibhauseffekt' bekannten Klimaveränderung werden zur Zeit fast
ausschließlich Maßnahmen der Kohlendioxid-Reduzierung diskutiert, obwohl neben CO2
noch eine Reihe weiterer Luftschadstoffe für den Treibhauseffekt verantwortlich sind . Im
folgenden wird in Abschnitt 1 anhand eines statischen Modells gezeigt, daß eine solche Be-
schränkung auf die alleinige Reduktion von CO2 nur unter sehr restriktiven Bedingungen
ökonomisch effizient sein kann. Ausgehend von dieser Feststellung werden dann in den Ab-
schnitten 2 und 3 die Eigenschaften effizienter intertemporaler Reduktionspfade für den
Mehrschadstoffall untersucht. Neben den unterschiedlichen Treibhauspotentialen der be-
treffenden Schadstoffe werden hierbei auch deren natürliche Abbauraten berücksichtigt. Da-
nach wird in Abschnitt 4 gezeigt, wie die effiziente Lösung durch ein System von Emissionsab-
gaben dezentralisiert werden kann. Schließlich wird in Abschnitt 5 anhand einer Quantifizie-
rung dieses Abgabensystems diskutiert, welche empirischen Schlußfolgerungen sich aus den
vorliegenden Ergebnissen ziehen lassen.

1. Effiziente Klimapolitik im statischen Fall

Angenommen sei, es existieren n klimarelevante Luftschadstoffe S1 (i = l,2,...,n), deren jeweili-
ges Treibhauspotential durch einen Gewichtungsfaktor aj ausgedrückt werden kann (vgl. hier-
zu ENQUETE 1990:132). Ohne Einschränkung der Allgemeinheit kann davon ausgegangen
werden, daß es sich bei Schadstoff S um Kohlendioxid handelt und daß gilt: a^ = 1. Unter
dieser Voraussetzung können alle emittierten Schadstoffmengen in Kohlendioxid-Äquivalente
umgerechnet werden. Bezeichnet e{ die von Schadstoff S1 emittierte Menge und e die insge-
samt emittierte Menge an Kohlendioxid-Äquivalenten, so gilt folglich:

n
(1) e = 2 a^e^ .

i = l

Betrachtet wird eine Situation, in der ohne Vermeidungsmaßnahmen von jedem Schadstoff S1

die Menge 6j>0 emittiert würde. Die durch Vermeidungsmaßnahmen verhinderten Schad-
stoffemissionen seien mit Vj bezeichnet, so daß für die verbleibenden (Netto-)Emissionen gilt:
e, = ej-Vj. Die gesamtwirtschaftlichen Kosten zur Verringerung des Schadstoffausstoßes seien
durch n Vermeidungskostenfunktionen CJ(VJ) dargestellt , welche die folgenden Eigenschaften
aufweisen mögen:

(2) C ' ^ ( V : L ) > 0 , c"^(v£)>0 sowie l im c ' j_(vi) = 00 i-i ,2, . . . ,n.
v i = > 0

Zur Vereinfachung der Notation seien darüber hinaus die jeweiligen Kosten zur Vermeidung
der ersten (marginalen) Schadstoffeinheit - also die Kosten für den 'Einstieg' in die Schad-
stoffreduktion - bezeichnet mit b;:

Für Hinweise danke ich Ernst Mohr, Andreas Peppenhorst, Michael Rauscher und Armin Schmutzler.

Hierbei handelt es sich im wesentlichen um Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), troposphärisches Ozon (O3)
und die Fluorchlorkohlenwasserstoffe FCKW 11 (CFCI3) und FCKW 12 (CF2CI2) (Vgl. Enquete 1990:132ff).

Diese Formulierung impliziert, daß die von den einzelnen Schadstoffen jeweils emittierten Mengen vollkommen
unabhängig voneinander sind. Dies setzt insbesondere voraus, daß nicht zwei oder mehr Schadstoffe als Kuppel-
produkt ein und desselben Produktionsprozesses entstehen.



(3) b i : =
V i = O .

Anhand dieses Modelles wird im folgenden untersucht, wie sich die kostenminimale Kombi-
nation von Vermeidungsmaßnahmen zur Erreichung eines in CO2-Äquivalenten vorgegebe-
nen Emissionsstandards bestimmt, und unter welchen Bedingungen zu erwarten ist, daß im
Rahmen dieser kostenminimalen Lösung ausschließlich CO2-Emissionen reduziert werden.
Bezeichnet e° den in CO2-Äquivalenten vorgegebenen Emissionsstandard, so besteht das vor-
hegende Optimierungsproblem darin, die Vermeidungskosten c1(v1) + C2(v2) +... + cn(vn) zu
minimieren unter Berücksichtigung der Nebenbedingungen e<e° und Vj>0 (i = l,2,...,n). Als
Lösung dieses Optimierungsproblems ergeben sich nach dem KUHN/TUCKER-Theorem (vgl.
z.B. HADLEY 1964:Chap.6) die folgenden Optimalbedingungen:

r > 0 f a l l s V-L* = 0

L = 0 f a l l s V^* > 0 i=l,2,..,n.

Hierbei bezeichnet |x den der Restriktion e<e° zugeordneten Lagrange-MultipHkator, und
der Index '*' weist die Optimalwerte der Variablen jx bzw. Vj aus. Da zur Erreichung von e°
mindestens ein Schadstoff S1 gegenüber seinem anfänghchen Emissionsniveau e, reduziert
werden muß , ist mindestens ein Vj* strikt positiv, und damit ist jx* gemäß (4) eindeutig
bestimmbar. Ohne Einschränkung der Allgemeinheit sei im folgenden angenommen, bei dem
betreffenden Schadstoff handele es sich um Kohlendioxid. Damit gilt vx>0 und aus (4) folgt:

(5) |x* = c* 2.(^1*)-

Zur Interpretation der Optimalbedingung (4) sei nun zunächst angenommen, die kostenmini-
male Lösung erfordere nicht nur die Reduktion von CO2, sondern darüber hinaus auch eine
Reduktion aller anderen Schadstoffe. In diesem Fall gilt gemäß (4) und (5) für jeden beliebi-
gen Schadstoff Ŝ :

(6) [l/aj]G'j(Vj*) = C'^V!*) j-2,3,...,n.

Sofern die Lösung des Optimierungsproblems im Innern der zulässigen Menge hegt, werden
also die insgesamt erforderlichen Emissionsminderungen in einer solchen Weise auf die ein-
zelnen Schadstoffe aufgeteilt, daß die mit dem Kehrwert des jeweiligen Treibhausfaktors ge-
wichteten Grenzvermeidungskosten der Schadstoffe S2 bis Sn übereinstimmen mit den Grenz-
vermeidungskosten der CO2-Reduktion.

Im nächsten Schritt ist zu fragen, unter welcher Bedingung die anfänglichen Emissionen eines
Schadstoffes SJ (j =2,3,..,n) im Rahmen der kostenminimalen Lösung nicht reduziert werden.
Gemäß (4) gilt VJ*=O wenn [1/OJ]C'J(VJ*)>JJL*. Unter Berücksichtigung von (3) und (5) folgt
hieraus die Bedingung:

(7)

3 Da Randlösungen mit vj = 0 explizit berücksichtigt werden sollen, ist das gewöhnliche Lagrange-Verfahren im
vorliegenden Fall nicht anwendbar.

4 Damit ein sinnvolles Optimierungsproblem vorliegt, muß für den Emissionsstandard e° selbstverständlich gelten:
0 < e° ^ ^ + e



Folglich ist eine Reduktion des Schadstoffes SJ dann ineffizient, wenn die mit dem reziproken

Treibhausfaktor gewichteten Einstiegskosten größer sind als die im Optimum realisierten

Grenzvermeidungskosten der C02-Reduktion. Hieraus folgt, daß eine Reduktionsstrategie,

die ausschließlich auf die Verminderung der CO2-Emissionen abzielt, nur dann kosteneffizient

ist, wenn für alle anderen Schadstoffe SJ gilt:

(8) j-2,3,

Es muß also für jeden anderen treibhausrelevanten Schadstoff gelten, daß die mit dem jeweili-

gen reziproken Treibhausfaktor gewichteten Kosten des 'Einstiegs' in die Schadstoffreduktion

größer sind als diejenigen Grenzvermeidungskosten, die entstehen, wenn die insgesamt erfor-

derliche Emissionsminderung (hier: a 1 e 1 +a 2 e 2 + ... + otnen-e°) ausschließlich durch die CO2-

Reduktion realisiert werden. Die Erfüllung dieser Bedingung kann - zumindest für die Bun-

desrepublik Deutschland und vergleichbare Industrienationen - als nahezu ausgeschlossen an-

gesehen werden. Insbesondere im Bereich der durch Massenviehhaltung und Abfalldeponie-

rung verursachten Methanemissionen (vgl. AHLGRIMM/GÄDEKEN 1990:28ff) sind Reduktions-

potentiale zu vermuten, deren Vernachlässigung unter Effizienzgesichtspunkten nicht gerecht-

fertigt werden kann . Dies gilt umso mehr, weil Methan ein ungleich höheres Treibhauspoten-

tial aufweist als Kohlendioxid (vgl. hierzu Abschnitt 5).

Bevor das vorliegende Modell im folgenden Abschnitt auf den dynamischen Fall erweitert

wird, ist es instruktiv, zunächst die oben abgeleiteten Optimalbedingungen für den 2-Schad-

stoffall graphisch zu veranschaulichen (vgl. Abbildung 1). In den Quadranten I und II sind die

v 2

Abb. 1: Effiziente Klimapolitik im statischen 2-Schadstoffall.

Dies bedeutet konkret: Es könnte gesamtwirtschaftlich kostengünstiger sein, auf einen Teil der vorgesehenen
CO2-Reduktion zu verzichten und stattdessen durch eine Verringerung der (ohnehin problematischen) Massen-
viehhaltung bzw. durch eine Verminderung des zu deponierenden Abfallaufkommens eine bezüglich der Treib-
hauswirkung entsprechende Reduktion der Methan-Emissionen herbeizuführen.



mit dem jeweiligen reziproken Treibhausfaktor gewichteten Grenzvermeidungskosten von S

und S dargestellt, und in Quadrant III wird hieraus der geometrische Ort aller effizienten

Kombinationen von Vermeidungsmaßnahmen {v-^v^ abgeleitet. Anhand dieser Graphik wird

deutlich, daß die effiziente Strategie dann eine Randlösung ist, wenn die Emissionen zur Er-

reichung des Standards e° um nicht mehr als v-f Einheiten an CO2-Äquivalenten reduziert

werden müssen. In diesem Fall sind nämlich die gewichteten Kosten des Einstiegs in die Re-
9 1

duktion von S höher als die Kosten zur Reduktion der letzten vermiedenen Einheit von S . Ist

dagegen der Emissionsstandard e° hinreichend restriktiv, so daß mehr als v-f Einheiten an

CO2-Äquivalenten reduziert werden müssen, so lohnt sich der Einstieg in die S -Reduktion.

2. Effiziente Klimapolitik im dynamischen Fall ohne natürliche Entsorgung

Im dynamischen Fall ist zu beachten, daß sich die emittierten Schadstoffe in der Atmosphäre

zu einem Schadstoffbestand akkumulieren. Unter Vernachlässigung natürlicher Entsorgungs-

vorgänge (vgl. hierzu Abschnitt 3) entspricht der in Periode t akkumulierte Bestand von

Schadstoff S1, Sj(t), den Emissionen der Perioden T = l,2,...,t:

t t
(9) S j _ ( t ) = 2 [§j_ - V i ( T ) ] = 2 e j j T ) t - i , 2 , . . . , T .

T = l T = l

Hierbei wird angenommen, das ohne Vermeidungsmaßnahmen realisierte Emissionsniveau Sj

sei zeitinvariant, und Vj(t) bezeichnet die in Periode t vermiedene Menge von Schadstoff S1.

Der in Periode t insgesamt vorhandene Bestand an CO2-Äquivalenten, s(t), entspricht nun der

gewichteten Summe der Bestände Sj(t):

n t n
(10) s ( t ) = 2 a^S iC t ) = 2 2 a i e ^ T ) t - i ,2 , . . . ,T .

i = l T = 1 i = l

Die ökologische Restriktion besteht im dynamischen Fall darin, daß der in der Atmosphäre

akkumulierte Bestand an CO2-äquivalenten Schadstoffeinheiten in keiner Periode des

Planungszeitraums t = 1,2,...,T den exogen gegebenen Grenzwert s° übersteigen darf:

(11) s° - s ( t ) > 0 t=i ,2, . . . ,T.

Zur Bestimmung der effizienten Klimapolitik ist der Gegenwartswert der Vermeidungskosten

unter Berücksichtigung von (10) und (11) zu minimieren. Bezeichnet r die verwendete Dis-

kontrate und |x(t) die Lagrange-Multiplikatoren, so lautet der Lagrange-Ansatz:

T n T
(12) L:= 2 2 ( l + r J ^ C i t v i U ) ] - 2 ^ ( t ) [ s ° - S ( t ) ] .

t=l i=l t=l

Unter Vernachlässigung der in Abschnitt 1 erörterten Randlösungen gilt vj(t) > 0 für i = 1,2,..,n

und t = 1,2,...T. Damit ergeben sich aus (12) unter Berücksichtigung von (10) die folgenden

Optimalbedingungen:

T
(13) ( l + r ) 1 - t C t i [ V i * ( t ) ] = a.[ 2 |X*(T) i - l , 2 , . . . , n ; t - l , 2 , . . . , T .

T = t



Darüberhinaus gelten im Optimum die KUHN/TUCKER-Bedingungen:

I- = 0 f a l l s s* ( t ) < s°
(14) u.*(t) ]

L > 0 f a l l s s* ( t ) = s° t-i ,2, . . . ,T.

Hierbei ist zu beachten, daß die ökologische Restriktion s(t) < s° erst in der letzten Periode
des Planungszeitraums vollständig ausgeschöpft werden kann . Gemäß (14) gilt dementspre-
chend |x*(t) = 0 für t = 1,2,...,T-1, und damit reduziert sich (13) zu:

(15) ( l + r ) 1 ^ ( t t i ) - 1 C ' i [ v i * ( t ) ] = ^ * ( T ) i - l , 2 , . . . , n ; t - l , 2 , . . . , T . •

Da |JL*(T) von t bzw. i unabhängig und strikt positiv ist , folgt aus (15), daß im Optimum zwi-
schen zwei beliebigen Schadstoffen SJ und S (j,k = l,2,„.,n) und zwischen zwei beliebigen Pe-
rioden T und T +1 (T = 1,2,...,T-1) die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

(16) =* =* = * j , k - l , 2 , . . . , n ; t - l , 2 , . . . T .

c'k[vk*(t)] ak

(17) C ' i f V i ^ T + l ) ] '= ( l + D c ' i f v ^ f T ) ] i-l,2,... ,n; T-1,2 , . . . ,T-1.

Wie aus (16) hervorgeht, bestimmt sich die effiziente Klimapolitik auf der statischen Ebene
wie bisher: In jeder Periode sind die schadstoffbezogenen Vermeidungsmaßnahmen in einer
solchen Weise zu kombinieren, daß das Verhältnis der Grenzvermeidungskosten mit dem
Verhältnis der Treibhausfaktoren übereinstimmt . Da letztere zeitinvariant sind, impliziert
(16), daß das Verhältnis zwischen den Grenzvermeidungskosten über den gesamten Planungs-
zeitraum hinweg konstant bleibt. Darüber hinaus sind die Vermeidungsmaßnahmen über die
einzelnen Perioden gemäß (17) so zu koordinieren, daß die Grenzvermeidungskosten zwi-
schen zwei Perioden um den Faktor (1 + r) zunehmen und daß der akkumulierte Schadstoff-
bestand in Periode t = T gerade den Grenzwert s° erreicht. Auf der intertemporalen Ebene
folgt die effiziente Klimapolitik also einem HOTELLING-Pfad: Je höher die Diskontrate ist,
umso geringer sind die Vermeidungsmaßnahmen zu Beginn des Planungszeitraums und umso
schneller müssen sie im Zeitablauf ausgedehnt werden um den Grenzwert s° nicht zu über-
schreiten.

3. Effiziente Klimapolitik im dynamischen Fall mit natürlicher Entsorgung

In der bisherigen Analyse wurde nicht berücksichtigt, daß ein Teil der in den Umweltbereich
abgegebenen Treibhausgase im Zeitverlauf durch natürliche Entsorgungs Vorgänge wieder ab-
gebaut wird. Im folgenden sei angenommen, diese Entsorgungsvorgänge lassen sich durch

Würde der Grenzwert s° bereits in einer früheren Periode erreicht, so müßten in allen Folgeperioden die Emis-
sionen bis auf Null reduziert werden. Dies ist gemäß (2) jedoch ausgeschlossen.

Der Langrange-Multiplikator u.(T) entspricht der Kosteneinsparung, die erzielt werden könnte, wenn der Grenz-
wert s° um eine marginale Einheit erhöht würde.

Selbstverständlich gilt auch hier die nicht explizit berücksichtigte Einschränkung, daß das ursprüngliche Emis-
sionsniveau e": im Rahmen der effizienten Lösung nicht reduziert wird, wenn die gewichteten Kosten für den Ein-
stieg in die Schadstoffreduktion höher sind als die im Optimum realisierten Grenzvermeidungskosten. Da letz-
tere jedoch gemäß (17) im Zeitablauf steigen, wird eine Randlösung zunehmend unwahrscheinlich.



konstante schadstoffspezifische Abbauraten q; (0<qj<l) beschreiben , so daß von jeder Ein-

heit des Schadstoffes S1, die sich in Periode t im Umweltbereich befindet, in der Folgeperiode

t + 1 noch der Anteil (1-q,) verbleibt. Hieraus ergibt sich der folgende Zusammenhang zwi-

schen Emissionen und Schadstoffbestand :

n t
(18) s(t) = 2 2 a.i(l-qi)

t-^ei(r) t - i ,2 , . . . ,T.
i = l T = 1

Wie sich darüber hinaus aus (18) ableiten läßt, entspricht die Veränderung des Schadstoffbe-

stands zwischen zwei Perioden t und t + 1 gerade den in Periode t + 1 hinzukommenden CO2-

Äquivalenten, e(t + l), abzüglich der im Verlauf der Vorperiode durch natürliche Entsor-

gungsvorgänge abgebauten Schadstoffmenge, q(t)s(t):

(19) s ( t + l ) - s ( t ) = e ( t + l ) - q ( t ) s ( t ) t - i ,2 , . . . ,T- i .

Hierbei bezeichnet q(t) die Gesamtabbaurate, die angibt, welcher Anteil des Bestands an

CO2-Äquivalenten im Verlauf der Periode t abgebaut wurde. Diese Rate ergibt sich aus der

gewichteten Summe der spezifischen Abbauraten qi5 wobei als Gewichtungsfaktor der jewei-

lige Anteil des betrachteten Schadstoffes am Gesamtbestand dient :

n
(20) q(t) = 2 [oc±si(t)ls(t)]qi t - i ,2 , . . . ,T .

Anhand dieses Ausdrucks wird auch deutlich, daß die Geschwindigkeit, mit welcher der

Schadstoffbestand s(t) durch natürliche Entsorgungsvorgänge abgebaut wird, nicht nur von

den ökologischen Parametern Oj bzw. q4 abhängt, sondern auch von der Zusammensetzung

des Bestands s(t). Demensprechend kann die natürliche Entsorgungskapazität nicht nur durch

eine Beeinflussung der Abbauraten (z.B. Aufforstung) erhöht werden, sondern auch durch die

Beeinflussung der Schadstoffzusammensetzung.

Zur Bestimmung der effizienten Klimapolitik ist der Lagrange-Ansatz (12) unter Berücksichti-

gung der Diffusionsfunktion (18) zu minimieren. Unter Vernachlässigung der in Abschnitt 1

diskutierten Randlösungen gilt Vj(t) > 0 (i = l,2,..,n; t = 1,2,...,T), und neben den weiterhin gülti-

gen KUHN/TUCKER-Bedingungen (14), die hier nicht noch einmal wiederholt werden sollen,

resultiert für i = 1,2,..,n und t = 1,2,...,T die folgende Optimalbedingung:

T
(21) (1+r)1"* c ' i [ v i * ( t ) ] = aL 2 d - q i ) T " V ( O .

T = t

Durch die Einführung natürlicher Entsorgungsvorgänge ergibt sich nun eine zusätzliche

Schwierigkeit bei der Interpretation der Optimalbedingungen: Im Gegensatz zum Modell aus

Abschnitt 2 ist in rein formaler Hinsicht nicht mehr gewährleistet, daß der Schadstoffbestand

s(t) über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg stets zunimmt. Wie aus (19) deutlich

Damit wird die Möglichkeit einer Beeinflußung der natürlichen Entsorgungskapazität (z.B. durch Aufforstung)
aus der Betrachtung ausgeschlossen.

™ Bei (18) handelt es sich um die verallgemeinerte Form einer Diffusionsfunktion, die von Faber/Niemes/Stephan
(1987:Chap.2) für den Einschadstoffall entwickelt wurde.

* * Die Gesamtabbaurate q(t) errechnet sich aus der Identität: a^q^Sj(t) +... + anqnsn(t) = q(t)s(t).



wird, ist die Veränderung des Schadstoffbestands abhängig vom Verhältnis zwischen den
Emissionen einerseits und der natürlichen Entsorgung andererseits: Werden in einer Periode
t +1 weniger (gleich viele) CO2-Äquivalente emittiert als im Verlauf der Periode t durch na-
türliche Entsorgungsvorgänge abgebaut wurden, so resultiert ein sinkender (konstanter)
Schadstoffbestand. Aufgrund dieser Möglichkeit kann nicht mehr a-priori davon ausgegangen
werden, daß der Grenzwert s° erst in der letzten Periode erreicht wird. Damit ist das Vorzei-
chen der Lagrange-Multiplikatoren |x*(t) nicht mehr eindeutig bestimmbar, und es ist ohne
weitere Annahmen nicht mehr möglich eindeutige Aussagen über den Verlauf des Optimal-
pfads abzuleiten.

Es ist jedoch zu fragen, inwiefern dem Phänomen eines sinkenden Schadstoffbestands im vor-
liegenden Fall überhaupt praktische Relevanz zukommt. Wie aus (19) hervorgeht, kann der
Schadstoffbestand nur dann sinken, wenn die natürliche Abbaurate so groß ist, daß die Emis-
sionen überkompensiert werden. Für Kohlendioxid, "das im wesentlichen durch die Bildung
von Biomasse abgebaut wird, ist diese Voraussetzung zur Zeit (und in absehbarer Zukunft)
genauso wenig erfüllt wie für die restlichen Treibhausgase, deren Abbau lediglich im Zuge
sehr langfristiger atmosphärischer Prozesse erfolgt (vgl. hierzu Abschnitt 5). Insofern ist es ge-
rechtfertigt, für die weitere Analyse davon auszugehen, daß die natürliche Entsorgungskapa-
zität nicht groß genug ist, um die Emissionen überzukompensieren. Unter dieser Vorausset-
zung gilt stets s(t +1) > s(t), der Grenzwert s° wird erst in der letzten Periode erreicht, und aus
(14) folgt |x*(t) =0 für t = 1,2,...,T-1. Damit reduziert sich (21) zu:

(22) ( l + r ) 1 ^ ( a i ) " 1 ( l - q i ) t - T c » i [ v i * ( t ) ] = jx*(T) .

Analog zur Vorgehensweise in Abschnitt 2 lassen sich nun aus (22) die folgenden Optimalbe-
dingungen ableiten:

(23) l—* = — i - d. j , k - l f 2 , . . . , a ; t - l , 2 , . . . T ,
' [ * ( t ) ] L i J

(1+r)
(24) C ' i [ v i * ( T + l ) ] = C ' i [ v i * ( T ) ]

( i )

Wie aus (23) hervorgeht, wird die optimale Kombination von Vermeidungsmaßnahmen im
vorliegenden Fall nicht nur wie bisher durch die Treibhauspotentiale der Schadstoffe be-
einflußt, sondern auch durch deren Abbaurate. Ceteris paribus gilt, daß die Emissionen eines
Schadstoffes S1 im Rahmen der kostenminhnalen Lösung umso stärker reduziert werden, je
höher das Treibhauspotential ô  ist und je geringer die natürliche Abbaurate qj ist. Hierbei
wirken sich Unterschiede in den schadstoffspezifischen Abbauraten umso stärker auf die effi-
ziente Lösung aus, je länger der zugrunde liegende Zeithorizont ist.

Darüber hinaus wird anhand von (23) deutlich, daß das Verhältnis der Grenzvermeidungsko-
sten nicht länger konstant ist, denn der Term [(l-qj)/(l-qk)] verändert sich im Zeitablauf.
Zur Interpretation dieses Effekts sei ohne Beschränkung der Allgemeinheit angenommen, der

12
Es sind keine realistischen Aufforstungs-Szenarien bekannt, nach denen die anthropogenen CC^-Emissionen
durch die Bildung von Biomasse überkompensiert werden könnten (vgl. Schoedder 1990:60f).



Schadstoff Ŝ  zeichne sich mit q.- > qk durch eine höhere Abbaurate aus als der Schadstoff S .
In diesem Fall gilt [(l-q;)/(l-qk)] < 1 und das Gewicht dieses Term wird umso stärker, je wei-
ter sich der Pfad dem Ende des Planungshorizonts annährt. Das Verhältnis der Grenzvermei-
dungskosten verlagert sich also entlang des Optimalpfades zugunsten derjenigen Schadstoffe,
die vergleichsweise hohe Abbauraten aufweisen . Dieser Verlagerungseffekt wird schließlich
auch anhand der Bedingung (24) deutlich: Im Gegensatz zum Fall ohne natürliche Entsorgung
weisen die Grenzvermeidungskosten nun mit (l + r)/(l-qj) keinen einheitlichen Wachstums-
faktor mehr auf. Stattdessen nehmen die Grenzvermeidungskosten entlang des Optimalpfads
c.p. umso schneller zu, je höher die natürliche Abbaurate des jeweiligen Schadstoffs ist.

4. Dezentralisierung der effizienten Lösung

Die oben abgeleiteten effizienten Reduktionspfade beruhen auf der Minimierung einer aggre-
gierten gesamtwirtschaftlichen Kostenfunktion. In wirtschaftstheoretischer Hinsicht korre-
spondiert diese Vorgehensweise mit der Organisationsform einer zentral geplanten Ökono-
mie. Um auf Basis dieses Ansatzes Schlußfolgerungen für die Umweltpolitik in einer Markt-
wirtschaft ableiten zu können, muß untersucht werden, wie sich die vorliegenden Ergebnisse
dezentralisieren lassen. Es ist also zu fragen: Wie kann in einer dezentral organisierten Öko-
nomie sichergestellt werden, daß die voneinander unabhängigen Entscheidungen der einzel-
nen Schadstoffemittenten zur Realisierung der gesamtwirtschaftlich effizienten Lösung füh-
ren? Zur Beantwortung dieser Frage sei eine Ökonomie betrachtet, in der jedem Schadstoffs1

gerade ein kostenminimierender Schadstoffemittent E1 (i = l,2,...,n) mit der oben eingeführten
Vermeidungskostenfunktion Cj[Vj(t)] zugeordnet werden kann . Nun sei angenommen, es exi-
stiere eine staatliche Umweltbehörde, die schadstoffspezifische Emissionsabgaben auf alle
Treibhausgase erhebt. Hierbei bezeichne pj(t) den in Periode t gültigen Abgabensatz für eine
Einheit von Schadstoff S1. Wie beispielsweise RANDALL (1987: Chap.20) zeigt, reduzieren ko-
stenminierende Emittenten, die mit einer solchen Abgabe konfrontiert werden, ihre
Schadstoffemissionen gerade so weit, bis die Grenzvermeidungskosten mit dem Abgabensatz
pro Schadstoffeinheit übereinstimmen. Im Gleichgewicht der betrachteten Ökonomie gilt also:

(25) P i ( t ) = C f i [ ( V i * ( t ) ] i - l , 2 , . . . , n ; t - l , 2 , . . . , T .

Wie ein Vergleich der oben abgeleiteten Effizienzbedingungen (23) und (24) mit der Gleich-
gewichtsbedingung (25) zeigt, führt kostenminimierendes Verhalten seitens der Emittenten
gerade dann zur gesamtwirtschaftlich effizienten Lösung, wenn die Abgabensätze den folgen-
den Bedingungen genügen:

P i ( t ) a ; r l - q i n (T-t)
(26) * = ^ - — =*• j , k - l , 2 , . . . , n ; t - l , 2 , . . . T ,

pk(t) ak L i_q k J

1 J Dieser Verlagerungseffekt ist ökonomisch plausibel, denn der Vorteil einer hohen Abbaurate wirkt sich umso
stärker aus, je früher die Schadstoffemission erfolgt. Insofern ist es rational, zu Beginn des Planungszeitraums ein
größeres Gewicht auf die Vermeidung solcher Schadstoffe zu legen, die sich durch vergleichsweise geringe Ab-
bauraten auszeichnen und damit eine hohe Persistenz aufweisen.

Die Annahme, jeder Schadstoff werde gerade von einem Emittenten verursacht, dient lediglich zur Vereinfa-
chung der Argumentation. Alle im folgenden abzuleitenden Aussagen lassen sich ohne Schwierigkeiten auf den
Fall übertragen, daß für jeden Schadstoff eine Vielzahl von Emittenten existieren.
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(1+r)
(27) P i ( T + l ) = P j . (T) i - l , 2 , . . . , n ; T-1 ,2 , . . . ,T-

d)

Die Bedingungen (26) und (27) beschreiben ein intertemporales System von Emissionsabga-
ben, das im vorliegenden Modell mit dezentraler Organisation die Realisierung des gesamt-
wirtschaflich effizienten Reduktionspfads gewährleistet. Damit wurde gezeigt, daß die in den
Abschnitten 1 bis 3 für eine zentral geplante Ökonomie abgeleiteten Ergebnisse mit Hilfe
eines geeigneten Abgabensystems dezentralisiert werden können.

Aus (26) und (27) lassen sich jedoch nur (nvT)-l voneinander unabhängige Bestimmungsglei-
chungen für die Abgabensätze p{(t) ableiten. Dementsprechend kann das effiziente Abgaben-
system anhand dieser Bedingungen nur bis auf eine multiplikative Konstante bestimmt wer-
den, und der verbleibende Freiheitsgrad wird durch die ökologische Restriktion (11) geschlos-
sen, deren Erfüllung durch die Fixierung der absoluten Abgabensätze zu gewährleisten ist.
Hieraus folgt, daß die absolute Höhe der Abgabensätze von dem angestrebten Reduktionsziel
s° und den Vermeidungskostenfunktionen Cj[Vj(t)] abhängt, während sich das Verhältnis der
Abgabensätze zueinander alleine anhand der ökologischen Parameter ĉ  bzw. qj, der Dis-
kontrate r und des Planungshorizonts T bestimmen läßt. Sofern also der Abgabensatz für
Kohlendioxid in der ersten Periode, p^l) , vorgegeben wird, kann das gesamte intertemporale
Abgabensystem mit Hufe der genannten Parameter berechnet werden. Zu diesem Zweck las-
sen sich die Bedingungen (26) und (27) zu der folgenden Bestimmungsgleichung zusammen-
fassen:

l - q i -jT-i r l + r -.t-ir l - q i - jT1 , 1 + r -.
(28) P i ( t ) = tti

L l - q i J L 1-q,- J

Anhand von (28) wird nun auch deutlich, in welcher Weise Treibhauspotential, Abbaurate,
Diskontrate und Zeithorizont bei der Bestimmung der relativen Abgabensätze zusammenwir-
ken: Während der zeitinvariante Term otj[(l-qi)/(l-q1)] " das Basisniveau der relativen Abga-
bensätze in Periode t = l beschreibt , wird ihre zeitliche Entwicklung durch den Term
[(1 + r)/(l-qj)]" determiniert. Das Basisniveau ergibt sich also aus dem jeweiligen Treib-
hauspotential ctj und dem Verhältnis der jeweiligen Abbaurate qj zur Abbaurate von Kohlen-
dioxid, qj. Dabei wird das Verhältnis der Abbauraten umso stärker gewichtet, je länger der
betrachtete Planungszeitraum ist. Die zeitliche Entwicklung der relativen Abgabensätze ergibt
sich aus der Diskontrate r und der jeweiligen Abbaurate q;: Je höher r und q, sind, um so
schneller steigt der betreffende Abgabensatz im Zeitverlauf.

5. Empirische Schlußfolgerungen

Zur empirischen Anwendung des vorliegenden Modells sind zunächst die Parameter aj und qj
für die Treibhausgase Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), FCKW 11
und FCKW 12 zu spezifizieren. Hierzu können die von der Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" veröffentlichten Werte für
die spezifischen Treibhauspotentiale und mittleren Verweilzeiten herangezogen werden:

Man beachte, daß sich das Basisniveau im Kohlendioxid-Fall (i = 1) gerade auf den Wert 1 reduziert.
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Spezifisches Treibhauspotential

Mittlere Verweilzeit (Jahre)

Beitrag zum zus. Treibhauseffekt (%)

co2

1

120

50

CH4

58

10

13

N2O

206

150

5

FCKW 11

3.970

60

5

FCKW 12

5.750

130

12

Tab. 1: Charakteristika der Treibhausgase (Quelle: ENQUETE 1990:132).

Die in Tabelle 1 dargestellten spezifischen Treibhauspotentiale geben an, wie viele Tonnen
CO2 erforderlich sind, um die Treibhauswirkung einer Tonne CH4, N2O, FCKW 11 oder
FCKW 12 hervorzurufen . Diese Werte repräsentieren die Gewichtungsfaktoren ctj und kön-
nen unmittelbar als Modellparameter übernommen werden (vgl. Tabelle 2). Demgegenüber
müssen die Abbauraten qj erst mit Hilfe der mittleren Verweilzeiten berechnet werden. Letz-
tere geben an, wie viele Jahre im Mittel erforderlich sind, bis sich eine in die Atmosphäre ein-
gebrachte Schadstoffmenge auf ein Drittel der Ausgangsmenge verringert hat (vgl. ENQUETE
1990:93). Bezeichnet Dj die mittlere Verweilzeit von Schadstoff S1, so ergibt sich die Abbau-
rate qj aus:17

(29) q i = 1 - 0 . 3 3 3 ( 1 / D i ) .

Die hieraus resultierenden Abbauraten sind in Tabelle 2 dargestellt. Bei der Interpretation
des Wertes für Kohlendioxid ist zu beachten, daß die zugrunde liegende Verweilzeit von 120
Jahren denjenigen Zeitraum angibt, der erforderlich ist, bis eine freigesetzte CC^-Menge
durch Aufnahme in den Ozean auf etwa ein Drittel der ursprünglichen Menge abgesunken ist
(vgl. hierzu ENQUETE 1990:93,132). Diese Zeitspanne beinhaltet auch solche Phasen, in denen

Gewichtungsfaktor a:

Abbaurate qj

co2

1

0,009

CH4

58

0,104

N2O

206

0,007

FCKW 11

3.970

0,018

FCKW 12

5.750

0,008

Tab. 2: Spezifizierung der Modellparameter.

der Kohlenstoff beispielsweise in Form von Biomasse gebunden ist und damit nicht klimawirk-
sam wird. Aus diesem Grund ist davon auszugehen, daß die für CO2 verwendete Abbaurate
den tatsächlichen Wert unterschätzt, und die im folgenden berechneten Relationen zwischen
dem Abgabensatz von CO2 einerseits und dem Abgabensatz von CH4, N2O, FCKW 11 oder
FCKW 12 andererseits können dementsprechend als untere Grenzen angesehen werden.

Troposphärisches Ozon, das ebenfalls zu den Treibhausgasen gehört, wird nicht unmittelbar aus anthropogenen
Quellen emittiert, sondern es bildet sich in der Atmosphäre durch äußerst komplexe photochemische Prozesse,
an denen unter anderem Stickoxid, Kohlenmonoxid und Methan beteiligt sind (vgl. Enquete 1990:104). Damit ist
es nicht möglich, troposhärisches Ozon einem unmittelbaren Verursacher zuzuordnen, und folglich lassen sich
auf dieses Gas auch keine Emissionsabgaben erheben.

Wird jährlich der Anteil qj der jeweils vorhandenen Menge abgebaut, und soll nach Dj Jahren noch ein Drittel
der ursprünglichen Menge verbleiben, so gilt folglich: 0.333 = (1-qj)^'. Hieraus ergibt sich Gleichung (29).

18
Eine höhere Abbaurate für Kohlendioxid hätte gemäß (28) ein Ansteigen der relativen Abgabensätze für Me-
than, Distickstoffoxid und FCKW zur Folge.
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Unter Verwendung der in Tabelle 2 dargestellten Modellparameter ergibt sich nun aus (28)

das folgende Gleichungssystem zur Bestimmung der relativen Abgabensätze für die Treib-

hausgase Kohlendioxid ( = S ), Methan ( = S ), Distickstoffoxid ( = S ), Flurchlorkohlenwas-

serstoff 11 (= S ) und Flur Chlorkohlenwasserstoff 12 (= S ):

(30a) Pl(t) =

(30b) p 2 ( t ) = 58 .0 ,904 T - 1 [ ( l+ r ) / 0 , 896 ] t - 1 p 1 ( l ) ,

(30c) p 3 ( t ) =

(30d) p 4 ( t ) =

(30e) P 5 ( t ) = 5 . 7 5 0 . 1 , 0 0 1 T - 1 [ ( l + r ) / 0 . 9 9 2 ] t - 1 p 1 ( l ) .

Wird nun der anfängliche Abgabensatz für Kohlendioxid, p^l ) , vorgegeben, so kann mit Hilfe

von (30a)-(30e) das gesamte Abgabensystem für alternative Zeithorizonte und alternative Dis-

kontraten berechnet werden. Ein solches Szenario ist in Tabelle 3 für einen Planungszeitraum

von 15 Jahren (T = 15) und eine Diskontrate von 10% (r = 0,10) dargestellt. Der anfängliche

Abgabensatz für Kohlendioxid wurde hierbei mit 50 DM/t angenommen, was gemessen an den

zur Zeit für CO2 diskutierten Reduktionszielen als ein eher zu geringer Wert betrachtet wer-

den kann . Aus diesem Grund, und wegen der oben erläuterten Unsicherheit bezüglich der

Abbaurate für CO2, sind die in Tabelle 3 dargestellten Abgabensätze für CH4, N2O und

FCKW bei gegebenem Zeithorizont und bei gegebener Diskontrate als Untergrenzen zu

interpretieren.

t = l

t = 2
t = 3
t = 4
t = 5
t = 6

t = 7
t = 8
t = 9

t = 10

t = l l

t = 12

t = 13

t = 14

t = 15

co2

50

55

62

68

76

84

94

104

115

128

142

158

175

194

215

CH4

706

867

1.064

1.306

1.604

1.969

2.417

2.968

3.643

4.473

5.491

6.742

8.277

10.161

12.475

N2O

10.593

11.735

13.000

14.402

15.954

17.674

19.579

21.690

24.028

26.018

29.488

32.666

36.188

40.089

44.410

FCKW 11

174.901

195.924

219.474

245.855

275.406

308.410

345.593

387.134

433.667

485.794

544.186

609.597

682.871

764.952

856.899

FCKW 12

291.551

323.301

358.509

397.550

440.843

488.851

542.087

601.120

666.582

739.173

819.669

908.931

1.007.914

.1.117.675

1.239.390

Tab. 3: Abgaben-Szenario [DM/t; gerundete Werte] für p2(l) =50, T = 15 und r = 0,10.

Manne/Richels (1990) und Whalley/Wigle (1989) kommen in Simulationsstudien über die Reduktion von CO 2 zu
wesentlichen höheren Abgabensätzen.

" Eine Ausdehnung des Zeithorizonts hätte (zumindest in den ersten Perioden) einen geringeren Abgabensatz für
Methan und FCKW 11 zur Folge, denn diese beiden Treibhausgase weisen eine höhere Abbaurate als Kohlen-
dioxid auf. Demgegenüber würden sich für Distickstoffoxid und FCKW 12 aufgrund der geringeren Abbauraten
höhere Abgabensätze ergeben.
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Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, ergeben sich bereits bei einer eher geringen CO2-Abgabe ver-
gleichsweise hohe Abgabensätze für Methan, Distickstoffoxid und Flurchlorkohlenwasser-
stoffe. Diese Werte stellen zwar nur eines von vielen denkbaren Szenarien dar, aber die
Größenordnungen der berechneten Abgabensätze, und die Feststellung, daß es sich hierbei
um Untergrenzen handelt, lassen dennoch einige interessante Schlußfolgerungen zu:

1. Die resultierenden Abgabensätze für FCKW 11 und FCKW 12 lassen ein kurzfristiges Ver-
bot dieser Stoffe als sinnvoll erscheinen. Denn die Erhebung einer Abgabe in der berech-
neten Größenordnung oder darüber würde aufgrund der verfügbaren Alternativen ver-
mutlich in allen relevanten Anwendungsbereichen zu einem freiwilligen Verzicht auf
FCKW 11 und FCKW 12 führen.22

2. Mit dem Verzicht auf FCKW, der in der Bundesrepublik für 1995 vorgesehen ist, wird die
relative Bedeutung von Methan und Distickstoffoxid zunehmen. Die Erhebung einer Ab-

23

gäbe auf diese Stoffe, die angesichts der vorliegenden Ergebnisse erforderlich erscheint ,
würde vor allem den Agrarsektor und in weniger starkem Ausmaß auch den Entsorgungs-
sektor belasten. Demgegenüber sind die CH4-Emissionen infolge von Leitungsverlusten bei
der Erdgasverteilung in der Bundesrepublik Deutschland so gering, daß sie gegenüber
dem Kohlendioxid, das bei der Verbrennung des Erdgases entsteht, kaum ins Gewicht fal-
len.24

3. Die anthropogen verursachten N2O-Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland kön-
nen nahezu ausschließlich auf die Stickstoffdüngung zurückgeführt werden. Nach Exper-
tenberechnungen ist davon auszugehen, daß im Schnitt etwa 2-3% des eingebrachten
Stickstoffs zu N2O umgesetzt und in die Atmosphäre abgegeben werden (vgl. HAIDER/

HEINEMEYER 1990:50). Dies entspricht unter Beachtung der relativen Molekühnassen ei-
nem Emissionskoeffizienten von ca. 0,04 Tonnen N2O pro Tonne Stickstoff, woraus sich
unter Verwendung des oben berechneten Szenarios ein anfänglicher Abgabensatz von ca.
420 DM pro Tonne Stickstoff ergäbe. Bereits eine Preiserhöhung in dieser Größenord-
nung, die eher als untere Grenze angesehen werden kann, hätte nach WEINSCHENCK
(1989:154) eine Verminderung des Stickstoffeinsatzes um ca. 15% zur Folge.

4. Bei den anthropogenen Methan-Emissionen nimmt der Agrarsektor in der Bundesrepublik
Deutschland ebenfalls eine herausragende Stellung ein. Nach AHLGRIMM/GÄDEKEN
(1990:38) verursacht die Haltung von Wiederkäuern (Milchkühe, Rinder, Schafe, Ziegen)
in der Bundesrepublik jährlich ca. eine Million Tonnen Methan. Da die Methanproduktion
pro Tier kaum beeinflußt werden kann, ist eine Verminderung dieser Emissionen im we-

91
Es sei darauf hingewiesen, daß die berechneten Abgabensätze nur die Klimawirkung der FCKWs berücksichti-
gen, nicht aber deren Beitrag zum Abbau der Ozonschicht. Würde dieser Effekt auch berücksichtigt, so könnten
sich möglicherweise noch wesentlich höhere Abgabensätze für FCKW ergeben.

22
Nach Angaben der Enquete-Kommission (1990:299ff) sind in allen wichtigen Anwendungsbereichen (Kunststoff-
verschäumung, Kältetechnik, Treibmittel). Ersatztechnologien bzw. Ersatzstoffe verfügbar oder in Entwicklung,
so daß bei einer hinreichend hohen Belastung ein Verzicht auf FCKW zu erwarten wäre. Bereits die im vorlie-
genden Szenario berechneten Abgabensätze würden beispielsweise bei Haushaltskühlgeräten, die ca. 250g FCKW
11 und 150g FCKW 12 enthalten, eine schrittweise Verteuerung um 90 DM bis 520 DM pro Gerät bewirken.

" Unter Effizienzgesichtspunkten könnte auf die Abgabenerhebung allenfalls dann verzichtet werden, wenn bei den
anzuwendenden Abgabensätzen keine merkliche Reduktion der Emissionen zu erwarten wäre. Die Größenord-
nung der berechneten Abgabensätze lassen eine solche Randlösung als sehr unwahrscheinlich erscheinen.

2 4 Nach Ahlgrimm/Gädeken (1990:45) entweichen in der Bundesrepublik Deutschland pro t Erdgas ca. 0,005 t CH4.
Dem stehen ca. 3,15 t Kohlendioxid gegenüber, die bei der Verbrennung einer t Erdgas entstehen.
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sentlichen nur durch eine Reduzierung der Tierzahlen möglich (vgl. AHLGRIMM/GÄDEKEN

1990:63f). Hierzu könnte die diskutierte Methanabgabe einen erheblichen Beitrag leisten.

So ergäbe sich aus dem oben berechneten Szenario beispielsweise pro Milchkuh ein

jährlicher Abgabenbetrag von anfänglich ca. 70 DM, der im Zeitablauf bis auf ca. 1250 DM

ansteigen würde.

5. Neben der Massenviehhaltung stellt der anaerobe Abbau von deponierten Abfällen die

zweite bedeutende Methanquelle in der Bundesrepublik Deutschland dar. Nach Experten-

schätzungen werden beim Abbau einer Tonne organischer Substanz ca. 0,125 Tonnen CH4

erzeugt (vgl. AHLGRIMM/GÄDEKEN 1990:43). Bei einem organischen Anteil von ca. 30%

im Hausmüll ergäbe sich hieraus auf Grundlage des oben berechneten Szenarios ein an-

fänglicher Abgabensatz von ca. 26 DM/t, der im Zeitablauf bis auf ca. 470 DM/t ansteigen

würde. Gemessen an den heutigen Deponiegebühren von durchschnittlich ca. 80 DM/t

(vgl. BONGARTZ/NAUMANN 1990) wäre von einer Abgabe in dieser Größenordnung ein
97

erheblicher Anreiz zur Abfallvermeidung zu erwarten.
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Neben der Methan-Problematik (und weiteren Umwelteinwirkungen) spricht auch die generelle Knappheit von
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